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Beschluß 


in der Wahlanfechtungssache — Az. 20/61 — des 
Heinrich Schölbeck, Bochum, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Wahlkreis 111 
(Wattenscheid - Wanne-Eickel) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
2. Oktober 1961 Einspruch eingelegt und ihn in 
diesem Schreiben und in seinem Schreiben vom 
15. November 1961 begründet. 

Der Einspruchsführer befand sich am Wahltage 
seit längerer Zeit im Strafgefängnis Bochum. Sein 
ständiger Wohnsitz ist Wanne-Eickel. 

Er behauptet, 

ihm sei in schuldhafter Weise die Möglichkeit 
genommen worden, von seinem Wahlrecht Ge- 
brauch zu machen. 

Er trägt vor, 

er habe wie jeder wahlwillige Gefangene der 
Haftanstalt einen Antrag auf Ausstellung eines 
Wahlscheines und Zusendung der Briefwahlunter- 
lagen abgesandt. Die angeforderten Unterlagen 
seien jedoch bei ihm nicht eingegangen. Er habe 
mehrfach vergeblich versucht, über die Aufsichts- 
beamten der Strafanstalt noch in den Besitz der 
angeforderten Unterlagen zu kommen. Die von 
ihm angegangenen Beamten hätten ihm jedoch 
jede Unterstützung verweigert und ihm auch nicht 
die Möglichkeit eingeräumt, schriftlich beim Wahl- 
amt Wanne-Eickel Nachforschungen anzustellen. 

Zum Beweis für seine Behauptungen hat er sich 
u. a. auf den Mitgefangenen Eberhard Hanisch 
berufen. 

Auf Anfrage des Ausschusses hat der Oberstadt- 
direktor der Stadt Wanne-Eickel als Kreiswahl- 
leiter mitgeteilt, auf den Antrag des Einspruchs- 
führers vom 5. September 1961 sei diesem der 
Briefwahlschein am 8. September 1961 unter der 
Nr. 382 807 ausgestellt und an die Gefängnisver- 
waltung zur Aushändigung an den Einspruchs- 
führer übersandt worden. Die Briefwahlunterlagen 
seien nicht zurückgekommen. 


2. Der Wahlprüfungsausschuß hat den Einspruch in 
öffentlicher mündlicher Verhandlung behandelt, 
zu der der Einspruchsführer erschienen war. Von 
den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes am 
Verfahren Beteiligten waren der Bundesminister 
des Innern und der Bundeswahlleiter vertreten. 
Auf Grund der öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung beschloß der Ausschuß, im Wege der Rechts- 
hilfe die vom Einspruchsführer zum Beweis seiner 
Behauptungen genannten Zeugen zu vernehmen. 

Das Amtsgericht Bochum hat Beweis erhoben 
durch Vernehmung des Anstaltsleiters, Oberregie- 
rungsrat Esser, des Anstaltsverwalters Brands 
des Oberwachtmeisters Zielske und des Häftlings 
Hanisch. 


Entscheidungsgründe 

Es steht zwar fest, daß der Einspruchsführer nicht an 
der Bundestagswahl teilnehmen konnte, obwohl er 
versucht hat, die erforderlichen Briefwahluntori agen 
zu erhalten. 

Der Einspruch ist dennoch nicht begründet. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß alle Straf- bzw. 
Untersuchungsgefangenen der Anstalt in Bochum 
vor der Bundestagswahl von der Anstaltsleitung ein 
Formular erhielten, mit dem die wahlwilligen Häft- 
linge bei ihrem zuständigen Wahlamt die Briefwahl- 
unterlagen beantragen konnten. Der Empfang des 
Formulars bzw. der Verzicht auf einen entsprechen- 
den Antrag wurde von den Gefangenen in einer 
besonderen Liste quittiert. 

Aus dieser genannten Liste geht hervor, daß der Ein- 
spruch sführer einen entsprechenden Antrag gestellt 
hat, der an das zuständige Wahlamt abgeschickt 
wurde. 

In derselben Liste wurde von der Anstaltsverwaltung 
weiter vermerkt, wann die Wahlscheine bei der 
Strafanstalt eingegangen und wann die Briefwahl- 
unterlagen zurückgesandt wurden. 

In der Liste ist der Eingang der Briefwahlunterlagen 
für den Einspruchsführer nicht vermerkt. 

Die im Wege der Rechtshilfe vernommenen Anstalts- 
beamten, Oberregierungsrat Esser und der Verwalter 
Brands, haben übereinstimmend erklärt, wenn die 
Briefwahlunterlagen vom Wahlamt in ihren Besitz 
gelangt wären, so wäre eine entsprechende Eintra- 
gung in der genannten Liste vorgenommen worden. 
Aus dem Fehlen eines entsprechenden Vermerks 
müßten sie schließen, daß die Briefwahlunterlagen 
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die Gefängnisverwaltung nicht erreicht hätten. Die 
Anstaltsbeamten, Verwalter Brands und der Ober- 
wachtmeister Zielske, haben als Zeugen glaubhaft 
bekundet, der Einspruchsführer habe ihnen in der 
Woche vor der Bundestagswahl weder einen „Bitt- 
steller" noch einen Beschwerdebrief übergeben. -Auch 
sei ihnen nicht bekannt, daß der Einspruchsführer 
sich an andere Beamte beschwerdeführend gewandt 
habe. 

Soweit der Einspruchsführer behauptet, dem Mit- 
häftling Hanisch seien die gleichen Schwierigkeiten 
durch die Anstaltsverwaltung bereitet worden wie 
ihm, ist diese Behauptung durch die Aussage des 
Zeugen Hanisch widerlegt. Er hat bekundet, ihm 
seien bei der Beschaffung der Wahlunterlagen von 
keinem Beamten Schwierigkeiten bereitet worden. 
Auch sei es nicht richtig, wenn der Einspruchsführer 
behaupte, er, Hanisch, habe das Antragsformular 
dem zuständigen Beamten förmlich aufdrängen müs- 
sen. 

Die Beweisaufnahme hat somit ergeben, daß weder 
das zuständige Wahlamt noch die Gefängnisverwal- 
tung ein Verschulden trifft für die Tatsache, daß der 
Einspruchsführer nicht in den Besitz der angeforder- 
ten Briefwahlunterlagen kam. 


Da die Gefahr für das Zugehen der Briefwahlunter- 
lagen aber vom Antragsteller zu tragen ist, kann der 
Einspruchsführer mit seinem Einspruch keinen Er- 
folg haben. Darüber hinaus wird darauf verwiesen, 
daß auch eine Teilnahme des Einspruchsführers an 
der Wahl auf die Mandatsverteilung im Bundestag 
ohne Einfluß geblieben wäre. Da es aber ausschließ- 
lich Aufgabe des Wahlprüfungsverfahrens ist, die 
richtige Zusammensetzung des Bundestages zu ge- 
währleisten, konnte auch aus diesem Grund der 
Einspruch keinen Erfolg haben. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12 . März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter den 
in § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes ange- 
gebenen Voraussetzungen möglich. 
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